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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

23.04.2026 

Geschäftszahl 

Ro 2022/08/0013 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2016/08/0047 E 2. Juni 2016 RS 5 (hier ohne den letzten Satz) 

Stammrechtssatz 

Ein vollarbeitsloser Nicht-Grenzgänger, der während seiner letzten Beschäftigung in einem anderen als 
dem zuständigen Mitgliedstaat gewohnt hat, muss sich entweder gemäß Art. 65 Abs. 2 erster Satz der 
Verordnung (EG) Nr. 883/2004 der Arbeitsverwaltung seines Wohnmitgliedstaats, wenn er dorthin 
zurückkehrt, oder, wenn er nicht dorthin zurückkehrt, gemäß Art. 65 Abs. 2 dritter Satz der Verordnung 
(EG) Nr. 883/2004 der Arbeitsverwaltung des letzten Mitgliedstaats, in dem er beschäftigt war, zur 
Verfügung stellen (vgl. das Urteil des EuGH vom 11. April 2013, Rs C-443/11, Jeltes, ua., Rn 27, mit 
Anm. Spiegel, DRdA 2013). Kehrt der Nicht-Grenzgänger (vorerst) nicht in den Wohnmitgliedstaat 
zurück, ist gemäß Art. 11 Abs. 3 lit. a der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 der 
Beschäftigungsmitgliedstaat der zuständige Mitgliedstaat, der die Leistungen nach den weiteren 
Regelungen der Art. 61 und 62 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 erbringt. 
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